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ANFRAGE 

der Abgeordneten Petrovic, Freundinnen und Freunde 

an den Bundesminister für Arbeit und Soziales 

betreffend betriebsärztliche Betreuung 

Wie aus dem Bericht über die Tätigkeit der Arbeitsinspektion im Jahr 1992 zu entnehmen 
ist, haben von den insgesamt 885 Betrieben, welche zur Einrichtung einer betriebsärztlichen 
Betreuung aufgrund der ArbeitnehmerInnenzahl verpflichtet wären, 129 Betriebe keine 
betriebsärztliche Betreuung. Weiters wird im gleichen Bericht darauf verwiesen, daß in 124 
Betrieben die gesetzliche Mindesteinsatzzeit der Betriebsärzte unterschritten wird. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen daher folgende 

ANFRAGE: 

1. Gibt es trotz gesetzlicher Verpflichtung die Möglichkeit einer 
Ausnahmegenehmigung? 
Wenn ja, mit welcher Begründungist eine solche möglich? 
In wievielen Fällen wurde diese bereits erteilt? 

2. Welche sind die 129 Betriebe mit mehr als 250 ArbeitnehmerInnen, welche über keine 
betriebsärztliche Betreuung verfügen? 

3. Welche Sanktionen wurden gegen welche dieser Betriebe ausgesprochen? 

4. Bis wann ist bei den betroffenen Betrieben mit der Einrichtung einer betriebsärztlichen 
Betreuung zu rechnen und welche alternativen Möglichkeiten bestehen bereits jetzt für 
die Betroffenen 59.105 ArbeitnehmerInnen? 

5. Welches Strafausmaß ist für die betroffenen Betriebe möglich, welche der gesetzlichen 
. Verpflichtung zur Einrichtung einer betriebsärztlichen Betreuung nicht nachkommen? 

6. Welches Strafausmaß wurde in der Realität in den letzten fünf Jahren verhängt? 

7. Gegen welche Betriebe wurden keine Strafen ausgesprochen und mit welcher 
Begründung? . 
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8. Welche Maßnahmen wurden in den 124 Betrieben gesetzt, welche die gesetzlich 
vorgeschriebene Mindesteinsatzzeit der Betriebsärzte unterschreiten? 

9. Welche konkreten Maßnahmen werden Sie setzen, um die restlichen 15% der 
gesetzlich verpflichteten Betriebe umgehend dazu zu bringen, eine ausreichende 
betriebsärztliche Betreuung einzurichten? 
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